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Sehr geehrte Mandanten,

Bitcoins und andere Kryptowährungen sind in Mode. Glaubt man so

manch einem Pressebericht, scheint Geld verdienen ohne nicht mehr

möglich zu sein. Da stellt sich direkt die Frage nach der steuerlichen

Behandlung!

Vollkommen unabhängig davon, ob Kryptowährungen die Geldanlage

der Zukunft sind oder ob sie wieder in der Versenkung verschwinden,

eines ist in jedem Fall gewiss: Sobald es eine Möglichkeit des Geldver-

dienens gibt, ist der Fiskus nicht weit und fordert seinen Anteil.

In diesem Sinne hat das Finanzministerium der Freien und Hansestadt

Hamburg in einem Erlass vom 11.12.2017 (Az: S 2256 - 2017/003-52)

auch klargestellt, dass der Kauf und gewinnbringende Verkauf einer

Kryptowährung innerhalb von einem Jahr ein privates Veräußerungs-

geschäft ist. Dies verwundert nicht, immerhin handelt es sich bei Kryp-

towährungen um reine Spekulationsobjekte.

Für die Praxis hat dies jedoch weitreichende steuerliche Folgen: Wenn

erworbene Bitcoins nämlich als Zahlungsmittel eingesetzt werden, gilt

dies ebenfalls als Veräußerung einer Kryptowährung und führt, wenn

seit der Anschaffung innerhalb des letzten Jahres eine Wertsteigerung

vorliegt, ebenfalls zu sonstigen Einkünften aus privaten Veräußerungs-

geschäften. Wer daher mit Bitcoins zahlt, muss gegebenenfalls noch-

mal zusätzlich an den Fiskus zahlen.

Wie Sie wirklich etwas für Ihren Geldbeutel tun, erfahren Sie hier. In

diesem Sinne eine informative Lektüre

Ralf Eisenmenger, Gabriele Henke
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Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorgfältig ausge-
wählt und zusammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass dieser Ser-
vice weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag darstellt.
Bitte haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine Gewährleistung
für die Richtigkeit oder Aktualität der hier wiedergegebenen Informatio-
nen übernehmen. Bei einem Rechts- oder Steuerproblem vereinbaren Sie
deshalb einen Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine ver-
bindliche Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.
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Alle 
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

10.04.

 � Umsatzsteuer

 � Lohnsteuer

 � Kirchensteuer zur Lohnsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 13.04. für den Eingang der 

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen.

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge April 2018

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spätes-

tens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für April 

ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 26.04.2018.

Zinsen: 6 Prozent sind auch in Zeiten von  
Minuszinsen ok

Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass Finanzämter nicht verfas-

sungswidrig handeln, wenn sie auch in einer Tiefzinsphase bei Steuer-

nachzahlungen hohe Zinsen von sechs Prozent kassieren. 

Das höchste deutsche Finanzgericht hält die sechs Prozent Zinsen we-

der für einen Verstoß gegen den Gleichheitsgrundsatz noch gegen die 

Verhältnismäßigkeit. 

In dem konkreten Fall ging es um 11.000 Euro Zinsen, die der Fiskus 

von einem Bürger verlangte, dessen endgültiger Steuerbescheid für 

ein Jahr nach einigem Hin und Her fast zwei Jahre später festgesetzt 

worden ist und für den für die Nachzahlung Zinsen in Höhe von 0,5 

Prozent pro Monat berechnet wurden. 

BFH, III R 10/16

Steuernachforderungen: Chance auf zeitgemäße 
Verzinsung verpasst

Mit einem aktuellen Urteil hat der Bundesfinanzhof (BFH) nach An-

sicht der Bundessteuerberaterkammer (BStBK) die Chance, Steuer-

nachforderungen zeitgemäß zu verzinsen, verpasst.

Der BFH hat am 27.02.2018 verkündet, dass der gesetzliche Zinssatz 

von sechs Prozent für Steuernachforderungen verfassungsrechtlich 

nicht zu beanstanden ist. Er führt damit seine bisherige Rechtspre-

chung fort, nach der sich die das Zinsniveau bestimmenden Verhält-

nisse nicht in einer Weise geändert haben, die eine Vorlage an das Bun-

desverfassungsgericht (BVerfG) erforderlich machten.

„Für uns ist es unverständlich, dass der BFH die geänderten wirtschaft-

lichen Rahmenbedingungen noch immer nicht berücksichtigt“, sagte 

BStBK-Vizepräsident Hartmut Schwab. Eine Anpassung des gesetzli-

chen Zinssatzes auf Steuernachzahlungen sei seit Jahren überfällig. Zu 

den konkreten Auswirkungen für mittelständische Unternehmen führt 

Schwab weiter aus: „Die Zinsen auf Steuernachzahlungen werden fak-

tisch zu einem Strafzuschlag. Viele Unternehmer fühlen sich gedrängt, 

in einer Betriebsprüfung schnell zu einer Verständigung mit dem Prüfer 

zu kommen und streitige Fragen nicht gerichtlich klären zu lassen. Da-

mit wird letztlich auch der Rechtsschutz beschnitten.“

Der Zinssatz für die Verzinsung von Steuernachforderungen, Steuerer-

stattungen, Steuerstundungen et cetera liege seit Veröffentlichung der 

Abgabenordnung 1977 unverändert bei 0,5 Prozent pro Monat, also 

sechs Prozent im Jahr, erläutert die BStBK. Mit der Verzinsung solle ein 

Ausgleich dafür geschaffen werden, dass die Steuern trotz gleichen 

gesetzlichen Entstehungszeitpunkts zu unterschiedlichen Zeitpunkten 

festgesetzt und erhoben werden. Auch für die Abzinsung von Pensions-

rückstellungen gelte ein Zinssatz von sechs Prozent. 

Das BVerfG werde nach einem Vorlagebeschluss des Finanzgerichts 

(FG) Köln die Gelegenheit haben, sich mit der Höhe dieses Zinssatzes 

auseinanderzusetzen. Nach Auffassung des FG habe sich in dem heu-

tigen Zinsumfeld der gesetzlich vorgeschriebene Zinsfuß so weit von 

der Realität entfernt, dass er vom Gesetzgeber hätte überprüft werden 

müssen. „Wir sehen einer Entscheidung des Bundesverfassungsge-

richts mit Spannung entgegen“, so Schwab. „Unserer Auffassung nach 
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kann die Entscheidung über den Abzinsungssatz für Pensionsrückstel-

lungen nicht ohne Auswirkungen auf den gesetzlichen Zinssatz in der 

Abgabenordnung bleiben.“

Bundessteuerberaterkammer, PM vom 28.02.2018

Häusliches Arbeitszimmer bei nur geringfügiger  
beruflicher Nutzung nicht abzugsfähig

Kosten für ein häusliches Arbeitszimmer sind nicht als Betriebsausga-

ben bei den gewerblichen Einkünften aus dem Betrieb einer Photovol-

taik-Anlage zu berücksichtigen, wenn eine geringfügige betriebliche 

Nutzung des Arbeitszimmers vorliegt und der Raum vereinzelt privat 

genutzt wird. Dies hat das Finanzgericht (FG) Rheinland-Pfalz ent-

schieden.

Die verheirateten Kläger sind beide berufstätig und haben zwei Kinder. 

Die Klägerin erzielt außerdem gewerbliche Einkünfte aus dem Betrieb 

einer Photovoltaikanlage. Für das Streitjahr 2010 errechnete sie ei-

nen Verlust in Höhe von rund 1.795 Euro und machte Aufwendungen 

für ein Arbeitszimmer in Höhe von 1.700 Euro als Betriebsausgaben 

geltend. Die Aufwendungen für das Arbeitszimmer entsprechen 8,1 

Prozent der Gesamtkosten für das Wohnhaus der Kläger und damit 

dem Flächenanteil des Arbeitszimmers (11,93 Quadratmeter) an der 

Gesamtwohnfläche (149,03 Quadratmeter).

Das beklagte Finanzamt erkannte die Aufwendungen nicht an, weil für 

das Betreiben der Photovoltaikanlage kein Arbeitszimmer erforderlich 

sei. Einspruch und Klage hatten keinen Erfolg. Auch das FG versagte 

den Betriebsausgabenabzug, allerdings mit einer anderen Begründung. 

Nach der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofes (BFH) sei zwar nicht 

die „Erforderlichkeit“, aber der Umfang der Privatnutzung eines häus-

lichen Arbeitszimmers zu prüfen. Denn Aufwendungen für einen in 

die häusliche Sphäre des Steuerpflichtigen eingebundenen Raum, der 

sowohl zur Erzielung von Einkünften als auch – in mehr als nur un-

tergeordnetem Umfang – zu privaten Zwecken genutzt werde, seien 

insgesamt nicht abziehbar. Eine Aufteilung der Kosten finde nicht statt.

Das Gericht habe aber nach Würdigung aller Umstände (unter ande-

rem den Feststellungen des Ermittlungsbeamten) die Überzeugung 

gewonnen, dass das Arbeitszimmer allenfalls wenige Stunden pro 

Jahr für betriebliche Zwecke und im Übrigen entweder privat oder gar 

nicht genutzt worden sei. Der Anteil der Privatnutzung sei zwar nicht 

zweifelsfrei feststellbar. Erfolge aber – wie hier – eine nur geringfügige 

betriebliche Nutzung, sei der Betriebsausgabenabzug schon dann zu 

versagen, wenn der Raum auch nur vereinzelt privat genutzt werde.

Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig. Die Frist für die beim BFH einzu-

legende Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision endet laut 

FG am 06.03.2018.

Finanzgericht Rheinland-Pfalz, Urteil vom 25.01.2018, 6 K 2234/17, 

nicht rechtskräftig

Erklärte, aber mangels elektronischer Mitteilung 
nicht angesetzte Renteneinkünfte: Keine Korrektur 
nach § 129 AO

Das Finanzamt darf keine steuererhöhende Korrektur nach § 129 Ab-

gabenordnung (AO)  vornehmen, wenn es im ursprünglichen Steuer-

bescheid erklärte Renteneinkünfte deshalb außer Acht gelassen hat, 

weil der Rentenversicherungsträger sie noch nicht elektronisch mitge-

teilt hatte. Dies hat das Finanzgericht (FG) Münster entschieden.

Der Kläger bezog in den Streitjahren 2011 und 2012 eine gesetzliche 

und eine private Rente. In seinen mittels ELSTER angefertigten und 

in authentifizierter Form übermittelten Einkommensteuererklärun-

gen gab er jeweils beide Renten sowie Beiträge zur Kranken- und 

Pflegeversicherung in der zutreffenden Höhe an. Zum Zeitpunkt der 

Bearbeitung der Erklärungen lag dem Finanzamt nur die elektronische 

Rentenbezugsmitteilung der privaten, nicht aber der gesetzlichen 

Rentenversicherung vor. Der Bearbeiter ließ die gesetzlichen Renten-

einkünfte außer Betracht, berücksichtigte aber die erklärten Kranken- 

und Pflegeversicherungsbeiträge als Sonderausgaben. Diesbezüglich 

elektronisch generierte Risiko-Hinweise hakte er ab. 

Nachdem das Finanzamt die elektronischen Rentenbezugsmitteilun-

gen von der gesetzlichen Rentenversicherung erhalten hatte, änderte 

es die Einkommensteuerbescheide für beide Jahre unter Ansatz der 

nunmehr zutreffenden Renteneinkünfte und berief sich dabei auf § 

129 AO. Die Nichtberücksichtigung in den ursprünglichen Bescheiden 

beruhe allein auf einem mechanischen Versehen. Der Sachbearbeiter 

habe vermutlich die vom Kläger eingetragenen Daten gar nicht einge-

sehen und lediglich die Prüf- und Risiko-Hinweise abgearbeitet. Der 
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Kläger berief sich demgegenüber auf die eingetretene Bestandskraft 

der ursprünglichen Bescheide.

Das Gericht gab der Klage statt. Die Tatsache, dass das Finanzamt 

bei Erlass der ursprünglichen Einkommensteuerbescheide die erklär-

ten Einkünfte aus der gesetzlichen Rentenversicherung außer Acht 

gelassen hat, stelle keine einem Schreib- oder Rechenfehler ähnli-

che offenbare Unrichtigkeit im Sinne von § 129 AO dar. Zunächst sei 

nicht auszuschließen, dass der Sachbearbeiter den Fehler bewusst in 

Kauf genommen habe. Vielmehr sei davon auszugehen, dass er ohne 

Rücksicht auf die erklärten Werte nur die elektronisch übermittelten 

Daten übernehmen wollte. Darüber hinaus könne auch ein Fehler bei 

der Sachverhaltsermittlung nicht ausgeschlossen werden. Die Renten-

einkünfte und die darauf entfallenden Kranken- und Pflegeversiche-

rungsbeiträge hätten ihrer Höhe nach in einem krassen Missverhältnis 

gestanden und der Sachbearbeiter habe die entsprechenden die Risi-

ko-Hinweise gleichwohl abgehakt.

Das FG hat die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 19.10.2017, 6 K 1358/16 E

Xetra-Gold Inhaberschuldverschreibungen:  
Einlösung ist nicht steuerbar

Die Einlösung von Xetra-Gold Inhaberschuldverschreibungen, die dem 

Inhaber ein Recht auf die Auslieferung von Gold gewähren, unterliegt 

nicht der Einkommensteuer. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) ent-

schieden.

Bei Xetra-Gold Inhaberschuldverschreibungen handelt es sich um 

börsenfähige Wertpapiere. Diese gewähren dem Inhaber das Recht 

auf Auslieferung eines Gramms Gold, das jederzeit unter Einhaltung 

einer Lieferfrist von zehn Tagen gegenüber der Bank geltend gemacht 

werden kann. Daneben besteht die Möglichkeit, die Wertpapiere an 

der Börse zu handeln. Zur Besicherung und Erfüllbarkeit der Ausliefe-

rungsansprüche war die Inhaberschuldverschreibung jederzeit durch 

physisch eingelagertes Gold zu mindestens 95 Prozent gedeckt.

Die Kläger erwarben Xetra-Gold Inhaberschuldverschreibungen und 

ließen sich das verbriefte Gold innerhalb eines Jahres nach dem Erwerb 

physisch aushändigen. Das Finanzamt besteuerte die Wertsteigerung 

im Zeitraum zwischen dem Erwerb der Xetra-Gold Inhaberschuldver-

schreibungen und der Auslieferung des physischen Goldes als Einkünf-

te aus privaten Veräußerungsgeschäften im Sinne der §§ 22 Nr. 2, 23 

Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 des Einkommensteuergesetzes (EStG). Die dage-

gen erhobene Klage war vor dem Finanzgericht erfolgreich.

Der BFH hat die Revision des Finanzamtes als unbegründet zurückge-

wiesen. Die Kläger hätten durch die innerhalb eines Jahres nach dem 

Erwerb der Xetra-Gold Inhaberschuldverschreibungen erfolgte Einlö-

sung mit Auslieferung des physischen Goldes keine Veräußerung im 

Sinne der §§ 22 Nr. 2, 23 Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 EStG verwirklicht. Es feh-

le an der entgeltlichen Übertragung der angeschafften Xetra-Gold In-

haberschuldverschreibungen, weil die Kläger lediglich ihren verbrieften 

Anspruch auf Lieferung des Goldes eingelöst und gegen Rückgabe der 

Inhaberschuldverschreibungen ihr Gold empfangen hätten. Hierdurch 

habe sich ihre wirtschaftliche Leistungsfähigkeit nicht gesteigert, da 

sie auch danach das Risiko eines fallenden Goldpreises trugen. Das 

ausgelieferte Gold habe sich im Eigentum der Kläger befunden und sei 

in ihrem Bankdepot verwahrt worden. Eine Veräußerung des geliefer-

ten Goldes habe nicht stattgefunden.

Die zwischen dem Erwerb der Xetra-Gold Inhaberschuldverschreibun-

gen und der Auslieferung physischen Goldes eingetretenen Wertstei-

gerungen führten laut BFH auch nicht zu steuerbaren Einkünften aus 

Kapitalvermögen, da die Schuldverschreibungen keine Kapitalforde-

rungen verbrieften, sondern Ansprüche auf die Lieferung physischen 

Goldes.

Nicht zu entscheiden hatte der BFH Im Streitfall über die Veräußerung 

oder Verwertung der Xetra-Gold Inhaberschuldverschreibungen an der 

Börse oder an andere Erwerber.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 06.02.2018, IX R 33/17

Dienst im Katastrophenschutz führt nicht zu  
„verlängertem“ Kindergeldanspruch

Die Ableistung eines Dienstes im Katastrophenschutz führt zwar nach 

dem Zivildienstgesetz zur Befreiung vom Zivildienst. Da diese Art der 

Dienstleistung aber nicht im Katalog des § 32 Absatz 5 des Einkom-

mensteuergesetzes (EStG) enthalten ist, erfüllt sie keinen der Tatbe-

stände, die die Gewährung von Kindergeld über das 25. Lebensjahr des 

Kindes hinaus erlaubten. Eine Verlängerung ergebe sich auch nicht aus 
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der analogen Anwendung der einschlägigen Kindergeldvorschriften, 

hat das Finanzgericht (FG) des Saarlandes entschieden.

Geklagt hatte der Vater eines 1987 geborenen Sohnes, der Medizin 

studierte. Er macht geltend, sein Sohn habe während seines Studiums 

im Katastrophenschutz gearbeitet. Die studienbegleitende Tätigkeit 

habe zu einer Verzögerung des Studiums geführt. Die Ableistung des 

Dienstes im Katastrophenschutz rechtfertige die Verlängerung der Kin-

dergeldzahlung über das 25. Lebensjahr hinaus. Das FG lehnte dies ab.

Für ein Kind, das sich in Berufsausbildung befindet, sei gemäß der für 

das Streitjahr (2012/2013) geltenden Vorschriften Kindergeld grund-

sätzlich nur bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres gewährt worden. 

Eine Verlängerung des Kindergeldanspruchs über das 25. Lebensjahr 

hinaus scheide aus. Insbesondere sei der Verlängerungstatbestand des 

§ 32 Absatz 5 EStG nicht einschlägig, der unter anderem Zivildienst 

ableistende Kinder betreffe. Hierunter falle der Dienst im Katastro-

phenschutz nicht. Auch die anderen Tatbestände des § 32 Absatz 5 

EStG seien nicht einschlägig.

Auch eine analoge Anwendung der Vorschrift scheide aus. Es fehle an 

einer planwidrigen Regelungslücke, so das FG. Der Gesetzgeber habe 

die Verlängerungstatbestände in § 32 Absatz 5 Satz 1 EStG dezidiert 

geregelt. Anhaltspunkte dafür, dass er versehentlich anderweitige 

Dienstleistungen im Katalog des § 32 Absatz 5 Satz 1 EStG nicht be-

rücksichtigt habe, lägen nicht vor.

Zudem fehle es an einer vergleichbaren Interessenlage zwischen den in 

§ 32 Absatz 5 Satz 1 EStG genannten Verlängerungstatbeständen und 

der vorliegenden zu beurteilenden Dienstleistung im Katastrophen-

schutz, so das FG weiter. Der entscheidende Unterschied sei, dass der 

Kindergeldberechtigte eines Zivil- beziehungsweise Wehrdienst leis-

tenden Kindes für die Dauer des Dienstes regelmäßig keinen Anspruch 

auf Kindergeld hat, während sich der Elternteil eines den Dienst im 

Katastrophenschutz leistenden Kindes – wie der Kläger – aufgrund der 

Regelung des § 32 Absatz 4 Nr. 2d EStG auch für die Zeit des Dienstes 

Kindergeld beanspruchen könne.

Hiermit möge der Gesetzgeber zwar auch dem Umstand Rechnung 

getragen haben, dass die Dienstleistung im Katastrophenschutz – an-

ders als der Grundwehr- und Zivildienst – unentgeltlich erfolgt, sodass 

die mit dem Kindergeldanspruch typisierend zugrunde gelegte Un-

terhaltsverpflichtung des Erziehungsberechtigten weiter besteht. Der 

Gesetzgeber rechtfertige die Verlängerung des Kindergeldanspruchs 

um Zeiten der Absolvierung des Grundwehr- oder Zivildienstes jedoch 

insbesondere mit der fehlenden steuer- beziehungsweise kindergeld-

rechtlichen Berücksichtigung Wehrdienst und Zivildienst leistender 

Kinder. Gerade hierauf könne sich der Elternteil eines Dienst im Katas-

trophenschutz leistenden Kindes nicht berufen.

Finanzgericht Saarland, Urteil vom 15.02.2017, 2 K 1200/16

Kindergeld bei volljährigem behinderten Kind:  
Eingliederungshilfe bei behinderungsbedingtem 
Mehrbedarf zu berücksichtigen

Wenn beim Kindergeld streitig ist, ob ein volljähriges behindertes Kind 

nach § 32 Absatz 4 Satz 1 Nr. 3 Einkommensteuergesetz (EStG) außer-

stande ist, sich selbst zu unterhalten, ist die Eingliederungshilfe nach 

§§ 53 ff. Sozialgesetzbuch X bei der Berechnung des so genannten be-

hinderungsbedingten Mehrbedarfs in Ansatz zu bringen.

Ob das behinderte Kind voll- oder teilstationär untergebracht ist, ist 

insoweit unerheblich, wie das Hessische Finanzgericht entschieden 

hat.

Gegen das Urteil wurde Nichtzulassungsbeschwerde eingelegt (Akten-

zeichen des Bundesfinanzhofs: III B 124/17).

Finanzgericht Hessen, PM vom 03.01.2018 zu 12 K 2289/13
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Freiberufler

Arztbewertungsportal: Betreiberin muss alle Daten 
einer Ärztin löschen

Eine Ärztin hat vor dem Bundesgerichtshof (BGH) erreicht, dass ihre 

in dem Arztbewertungsportal „www.jameda.de“ gespeicherten Daten 

einschließlich ihres Profils gelöscht werden müssen. Der BGH maß 

dem informationellen Selbstbestimmungsrecht der Ärztin höheres 

Gewicht bei als der auf das Grundrecht der Meinungs- und Medienfrei-

heit gestützte Rechtsposition der Betreiberin des Bewertungsportals.

Die Parteien streiten um die Aufnahme der klagenden Ärztin in das 

Arztbewertungsportal der Beklagten. Letztere betreibt unter der Inter-

netadresse „www.jameda.de“ ein Arztsuche- und Arztbewertungspor-

tal, auf dem Informationen über Ärzte und Träger anderer Heilberufe 

kostenfrei abgerufen werden können. Als eigene Informationen der 

Beklagten werden die so genannten Basisdaten eines Arztes angebo-

ten. Zu ihnen gehören – soweit der Beklagten bekannt – akademischer 

Grad, Name, Fachrichtung, Praxisanschrift, weitere Kontaktdaten so-

wie Sprechzeiten und ähnliche praxisbezogene Informationen. Dane-

ben sind Bewertungen abrufbar, die Nutzer in Form eines Notensche-

mas, aber auch von Freitextkommentaren, abgegeben haben.

Die Beklagte bietet den Ärzten den kostenpflichtigen Abschluss von 

Verträgen an, bei denen ihr Profil – anders als das Basisprofil der nicht-

zahlenden Ärzte – mit einem Foto und zusätzlichen Informationen 

versehen wird. Daneben werden beim Aufruf des Profils eines nicht-

zahlenden Arztes als „Anzeige“ gekennzeichnet die Profilbilder unmit-

telbarer Konkurrenten gleicher Fachrichtung im örtlichen Umfeld mit 

Entfernungsangaben und Noten eingeblendet. Demgegenüber blen-

det die Beklagte bei Ärzten, die sich bei ihr kostenpflichtig registriert 

und ein „Premium-Paket“ gebucht haben, keine Konkurrenten auf de-

ren Profil ein. 

Die Klägerin ist niedergelassene Dermatologin und Allergologin. Im Por-

tal der Beklagten wird sie als Nichtzahlerin gegen ihren Willen ohne Bild 

mit ihrem akademischen Grad, ihrem Namen, ihrer Fachrichtung und 

ihrer Praxisanschrift geführt. Bei Abruf ihres Profils auf dem Portal der 

Beklagten erscheinen unter der Rubrik „Hautärzte (Dermatologen) (mit 

Bild) in der Umgebung“ weitere (zahlende) Ärzte mit demselben Fachbe-

reich und mit einer Praxis in der Umgebung der Praxis der Klägerin. Dar-

gestellt wird neben der Note des jeweiligen anderen Arztes die jeweilige 

Distanz zwischen dessen Praxis und der Praxis der Klägerin. Die Klägerin 

erhielt in der Vergangenheit mehrfach Bewertungen. Sie beanstandete 

durch ihre früheren Prozessbevollmächtigten im Jahr 2015 insgesamt 17 

abrufbare Bewertungen auf dem Portal der Beklagten. Nach deren Lö-

schung stieg die Gesamtnote der Klägerin von 4,7 auf 1,5. 

Die Klägerin verlangt von der Beklagten mit der vorliegenden Klage 

die vollständige Löschung ihres Eintrags in „www.jameda.de“, die Lö-

schung ihrer auf der Internetseite „www.jameda.de“ veröffentlichten 

Daten, die Unterlassung der Veröffentlichung eines sie betreffenden 

Profils auf der genannten Internetseite sowie den Ersatz vorgerichtli-

cher Rechtsanwaltskosten. Die Klage hatte erst vor dem BGH Erfolg. 

Nach § 35 Absatz 2 Satz 2 Nr. 1 Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) sei-

en personenbezogene Daten zu löschen, wenn ihre Speicherung unzu-

lässig ist. Dies sei vorliegend der Fall gewesen, so der BGH. 

Der BGH verweist auf sein Urteil vom 23.09.2014 (VI ZR 358/13), mit 

dem er für das von der Beklagten betriebene Bewertungsportal bereits 

im Grundsatz entschieden habe, dass eine Speicherung der perso-

nenbezogenen Daten mit einer Bewertung der Ärzte durch Patienten 

zulässig ist. Der vorliegende Fall unterscheide sich vom damaligen in 

einem entscheidenden Punkt. Mit der vorbeschriebenen, mit dem Be-

wertungsportal verbundenen Praxis verlasse die Beklagte ihre Stellung 

als „neutraler“ Informationsmittler. Während sie bei den nichtzahlen-

den Ärzten dem ein Arztprofil aufsuchenden Internetnutzer die „Ba-

sisdaten“ nebst Bewertung des betreffenden Arztes anzeigt und ihm 

mittels des eingeblendeten Querbalkens „Anzeige“ Informationen zu 

örtlich konkurrierenden Ärzten bietet, lasse sie auf dem Profil ihres 

„Premium“-Kunden – ohne dies dort dem Internetnutzer hinreichend 

offenzulegen – solche über die örtliche Konkurrenz unterrichtenden 

werbenden Hinweise nicht zu. Nimmt sich die Beklagte aber in dieser 

Weise zugunsten ihres Werbeangebots in ihrer Rolle als „neutraler“ 

Informationsmittler zurück, so könne sie ihre auf das Grundrecht der 

Meinungs- und Medienfreiheit gestützte Rechtsposition gegenüber 

dem Recht der Klägerin auf Schutz ihrer personenbezogenen Daten 

auch nur mit geringerem Gewicht geltend machen. Das führe hier zu 

einem Überwiegen der Grundrechtsposition der Klägerin, sodass ihr 

ein „schutzwürdiges Interesse an dem Ausschluss der Speicherung“ ih-

rer Daten (§ 29 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 BDSG) zuzubilligen sei. 

Bundesgerichtshof, Urteil vom 20.02.2018, VI ZR 30/17
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Dienstwagen für Ehegatten mit Minijob:  
Kosten können Betriebsausgaben sein 

Die Kosten für einen Dienstwagen sind auch dann als Betriebsausga-

ben abzugsfähig, wenn dieser dem Ehegatten im Rahmen eines gering-

fügigen Beschäftigungsverhältnisses (Minijob) überlassen wird. Dies 

hat das Finanzgericht (FG) Köln für den Fall einer so genannten Bar-

lohnumwandlung entschieden.

Der Kläger beschäftigte seine Ehefrau im Rahmen eines Minijobs als 

Büro-, Organisations- und Kurierkraft für 400 Euro monatlich. Er über-

ließ seiner Frau hierfür einen Pkw, den sie auch privat nutzen durfte. 

Der geldwerte Vorteil der privaten Nutzung wurde mit 385 Euro (ein 

Prozent des Kfz-Listenneupreises) monatlich angesetzt und vom Ar-

beitslohn der Ehefrau abgezogen.

Im Rahmen einer Betriebsprüfung erkannte das Finanzamt das Arbeits-

verhältnis nicht an. Es erhöhte den Gewinn des Klägers um die Kosten 

für den Pkw und den Lohnaufwand für die Ehefrau. Denn nach Ansicht 

des Finanzamts wäre eine solche Vereinbarung nicht mit fremden Ar-

beitnehmern geschlossen worden.

Das FG Köln gab der hiergegen gerichteten Klage statt und erkann-

te sämtliche Kosten als Betriebsausgaben des Klägers an. Zwar sei die 

Gestaltung bei einem Minijob ungewöhnlich. Doch entsprächen Inhalt 

und Durchführung des Vertrages noch dem, was auch fremde Dritte 

vereinbaren würden. Insbesondere könne nicht festgestellt werden, 

dass Dienstwagen nur Vollzeitbeschäftigten oder Führungspersonal 

auch zur privaten Nutzung überlassen würden.

Das Finanzamt hat die zugelassene Revision beim Bundesfinanzhof in 

München eingelegt. Das Revisionsverfahren wird unter dem Aktenzei-

chen X R 44/17 geführt.

FG Köln, Urteil vom 27.09.2017, 3 K 2547/16, nicht rechtskräftig 

Musikschullehrer: Beachtung eines Lehrplanwerks 
führt nicht zu Sozialversicherungspflicht

Musiklehrer, die mit kommunalen Musikschulen Vereinbarungen über 

Unterrichtsleistungen in freier Mitarbeit abschließen, werden nicht 

deshalb zu sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten der Musik-

schule, weil sie das Lehrplanwerk des Verbands deutscher Musikschu-

len (VdM) zu beachten haben. Das Bundessozialgericht (BSG) hat einer 

Stadt als Trägerin einer Musikschule Recht gegeben und anderslauten-

de Entscheidungen der Vorinstanzen sowie der Deutschen Rentenver-

sicherung Bund aufgehoben.

Neben einer weiteren Tätigkeit als Musiklehrer war der Beigeladene 

für die von der klagenden Stadt betriebene kommunale Musikschule 

auf Basis wiederholter Honorarverträge im Umfang von acht bis zwölf 

Stunden pro Woche tätig. Geregelt war unter anderem, dass er beim 

Unterricht das Lehrplanwerk des VdM zu beachten hat.

Anders als die Deutsche Rentenversicherung Bund und die Vorinstan-

zen hat das BSG dieser Pflicht keine Bedeutung beigemessen, die zur 

Annahme von Versicherungspflicht aufgrund Beschäftigung gezwun-

gen hätte. Entscheidend sei in erster Linie, dass die Beteiligten ein 

freies Dienstverhältnis vereinbart und gelebt hätten. Dem Lehrplan-

werk hätten allenfalls Rahmenvorgaben entnommen werden können. 

Auch weitere Aspekte, zum Beispiel die Pflicht, die Räumlichkeiten der 

Musikschule zu nutzen, führten laut BSG bei einer Gesamtwürdigung 

nicht dazu, dass entgegen den Vereinbarungen der Beteiligten Sozial-

versicherungspflicht aufgrund Beschäftigung hätte angenommen wer-

den müssen.

Bundessozialgericht, Entscheidung vom 14.03.2018, B 12 R 3/17 R

Unzutreffend als umsatzsteuerpflichtig behandelte 
Grundstücksverkäufe: Berichtigungsanspruch nur in 
gesondertem Berichtigungsverfahren

Der Berichtigungsanspruch nach § 14c Absatz 2 Umsatzsteuergesetz 

(UStG) kann nur im Rahmen eines gesonderten Berichtigungsverfah-

rens und nicht durch einen Antrag auf geänderte Umsatzsteuerfestset-

zung geltend gemacht werden. Dies hat das Finanzgericht (FG) Baden-

Württemberg entschieden.

Der Kläger war Miteigentümer eines Grundstücks, das von einer Ge-

sellschaft bürgerlichen Rechts (GbR) an eine GmbH vermietet wur-

de. Der Kläger war sowohl an der GbR als an der GmbH beteiligt. Die 

GmbH nutzte das Grundstück als Betriebsgelände. Als Eigentümer des 

Grundstücks waren der Kläger und weitere Miteigentümer im Grund-

buch eingetragen. Der Kläger veräußerte seinen Grundstücksanteil in 

zwei notariellen Verträgen vom November 2001 und März 2002 an 
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verschiedene Erwerber. In den Verkaufsverträgen hatte der Kläger je-

weils zur Umsatzsteuer optiert. Die Umsatzsteuer aus den Verkäufen 

erklärte er nicht. Seine Umsatzsteuer-Voranmeldungen für ein ande-

res, von ihm als Einzelunternehmer vermietetes Grundstück enthielten 

nur im vorliegenden Fall nicht streitige Vermietungsumsätze.

Die Erlöse aus den Verkäufen der Miteigentumsanteile des Klägers 

erfasste das beklagte Finanzamt in geänderten Umsatzsteuerbeschei-

den für die Jahre 2001 und 2002. Eine hiergegen erhobene Klage blieb 

erfolglos. Im Juni 2014 legte der Kläger berichtigte Rechnungen über 

die beiden Verkäufe vom November 2001 und März 2002 vor und be-

rechnete deshalb in seiner Voranmeldung eine Umsatzsteuerschuld in 

Höhe von minus 112.824,64 Euro. Das Finanzamt setzte die Umsatz-

steuer mit null Euro fest. 

Die gegen die Umsatzsteuerfestsetzung für den Monat Juni 2014 

erhobene Klage wies das FG ab. Der Kläger habe in den notariellen 

Verträgen vom November 2001 und März 2002 jeweils Umsatzsteu-

er ausgewiesen, obwohl er (insoweit) nicht Unternehmer gewesen sei 

(unberechtigter Steuerausweis, § 14c Absatz 2 Satz 2 UStG). Hinsicht-

lich des Betriebsgrundstücks der GmbH sei nicht der Kläger, sondern 

nur die GbR als Vermieterin unternehmerisch tätig gewesen. Auch als 

Gesellschafter der GbR sei der Kläger nicht Unternehmer gewesen. 

Ein neben der bloßen Gesellschafterstellung bestehendes, sonstiges 

Rechtsverhältnis des Klägers zur GbR habe in Bezug auf das von der 

GbR vermietete Grundstück nicht vorgelegen. Die Überlassung der 

Miteigentumsanteile durch den Kläger an die GbR sei als Gesellschaf-

terbeitrag zu qualifizieren, weil für diese Nutzungsüberlassung kein 

Entgelt vereinbart worden sei.

Mangels einer entgeltlichen Nutzungsüberlassung sei der Kläger in-

soweit nicht Unternehmer. Der jeweils verkaufte Miteigentumsanteil 

am Grundstück sei daher nicht seinem Unternehmen, sondern seinem 

nichtunternehmerischen Vermögen zuzuordnen. Hinsichtlich der Ver-

käufe des Klägers vom November 2001 und März 2002 lägen deshalb 

keine steuerbaren Umsätze vor. Die Veräußerung des Miteigentum-

santeils in zwei Akten begründe keine unternehmerische Tätigkeit und 

sei auch nicht als Teil des Vermietungsunternehmens des Klägers anzu-

sehen. Seine Vermietungstätigkeit bewirke keine Infektion, weil diese 

in keinem sachlichen Zusammenhang mit dem veräußerten Miteigen-

tumsanteil gestanden habe.

Der sich für den Kläger aus § 14c Absatz 2 UStG ergebende Anspruch 

auf Berichtigung des nach § 14c Absatz 2 Satz 2 UStG geschuldeten 

Steuerbetrags sei aber nicht Gegenstand des hier ausschließlich strei-

tigen Umsatzsteuerbescheides für Juni 2014. Über den Berichtigungs-

anspruch könne mit der vorliegenden Klage aus verfahrensrechtlichen 

Gründen nicht entschieden werden. Nach § 14c Absatz 2 Satz 5 UStG 

sei die Berichtigung des geschuldeten Steuerbetrags beim Finanzamt 

gesondert schriftlich zu beantragen und nach dessen Zustimmung in 

entsprechender Anwendung des § 17 Absatz 1 UStG für den Besteue-

rungszeitraum vorzunehmen, in dem die Voraussetzung des § 14c Ab-

satz 2 Satz 4 UStG in Form der Beseitigung der Gefährdung des Steu-

eraufkommens eingetreten sei. Die in der Vorschrift vorausgesetzte 

Zustimmung des Finanzamtes und entsprechend ihre Versagung sei 

ein Verwaltungsakt. Es handele sich um einen Bescheid nach § 155 

Absatz 1 Satz 3 der Abgabenordnung, der eine teilweise Freistellung 

von der Steuer beinhalte. Erst bei einer Ablehnung der Berichtigung 

durch das Finanzamt seien Einspruch und nach dessen Erfolglosigkeit 

Verpflichtungsklage gegeben. 

Finanzgericht Baden-Württemberg, Gerichtsbescheid vom 10.08.2017, 

1 K 2292/15, rechtskräftig

Jobcenter darf die Anforderungen an Selbstständige 
bei Vorlage von Unterlagen nicht überspannen

Bei der Anforderung von Unterlagen von selbstständigen Aufstockern 

darf das Jobcenter keine zu hohen Hürden setzen. Die Annahme von 

Originalunterlagen darf es nicht verweigern. Auch Angaben, die erst im 

Widerspruchsverfahren erfolgen, muss das Jobcenter noch berücksich-

tigen. Das hat das Sozialgericht (SG) Dresden entschieden.

Der Kläger hatte als Aufstocker Leistungen nach dem Sozialgesetz-

buch II (SGB II, „Hartz IV“) bezogen. Er ist in Dresden selbstständig 

als Bauingenieur tätig. Das prognostizierte Einkommen betrug nur gut 

100 Euro im Monat. Daher bewilligte das Jobcenter Dresden vorläufig 

Leistungen in Höhe von über 700 Euro pro Monat. Ende 2016 forderte 

es den Kläger auf, für die letzten vier Jahre vollständige Nachweise zu 

seinen Einkünften vorzulegen. Originalbelege würden nicht mehr ent-

gegengenommen. Eine Reaktion des Klägers ging beim Jobcenter nicht 

ein. Dieses setzte daraufhin den Leistungsbetrag für die betroffenen 
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vier Jahre auf null Euro fest und verlangte vom Kläger über 31.000 Euro 

zurück. Hierbei stützte es sich auf eine am 01.08.2016 in Kraft getre-

tene Verfahrensvorschrift im SGB II. Im Widerspruchsverfahren teilte 

der Kläger mit, dass er die Unterlagen eingereicht habe und bot die 

erneute Übersendung an. Das Jobcenter ist der Auffassung, dass die 

Vorlage der Unterlagen im Widerspruchsverfahren nicht mehr nach-

geholt werden kann.

Das SG Dresden hat den Klagen stattgegeben. Auch die Änderung des 

SGB II zum 01.08.2016 berechtige das Jobcenter nicht dazu, Angaben 

der Leistungsempfänger im Widerspruchsverfahren auszuschließen. 

Vielmehr müsse es die gesamten Ansprüche auch dann berechnen, 

wenn die Angaben im Widerspruchsverfahren gemacht werden. Erklärt 

sich der Leistungsempfänger hierzu bereit, müsse er die Gelegenheit 

auch eingeräumt bekommen. In diesem Zusammenhang sei die Zu-

rückweisung von Originalunterlagen unzulässig. Denn das Sozialver-

fahren sei für die Leistungsempfänger gebühren- und auslagenfrei. 

Daher müsse er auch keine Kopien auf eigene Kosten anfertigen. Wenn 

die Sozialbehörde Kopien von Unterlagen benötigt, könne sie Kosten 

hierfür nicht auf die Leistungsbezieher abwälzen.

Das SG hat aus diesen Gründen die Festsetzungs- und Erstattungs-

bescheide aufgehoben. Wegen der grundsätzlichen Bedeutung der 

Angelegenheit ließ es in allen acht Verfahren die Sprungrevision zum 

Bundessozialgericht zu. Die entschiedenen Rechtsfragen im Zusam-

menhang mit dem neuen Verfahrensrecht seit August 2016 würden in 

zahlreichen Verfahren aufgeworfen. Mit der Sprungrevision solle eine 

zügige grundlegende Klärung der Rechtslage ermöglicht werden.

Sozialgericht Dresden, Urteile vom 11.01.2018, S 52 AS 4382/17 und 

andere, nicht rechtskräftig

Arbeitgeber haftet nicht für Impfschäden 

Ein Arbeitgeber haftet nicht für einen Impfschaden, der aufgrund einer 

Grippeschutzimpfung entstanden ist, zu der er über eine bei ihm frei-

beruflich tätige Betriebsärztin hatte aufrufen lassen und deren Kosten 

er übernommen hat. Dies zeigt ein vom Bundesarbeitsgericht (BAG) 

entschiedener Fall.

Die Klägerin war von Mai 2011 bis Mai 2012 bei der Beklagten, die ein 

Herzzentrum betreibt, als Angestellte in der Abteilung Controlling be-

schäftigt. Die dem Rechtsstreit auf Seiten der Beklagten beigetretene 

Streithelferin ist als Ärztin approbiert. Zwischen ihr und der Beklag-

ten besteht ein Vertrag, nach dem die Beklagte der Streithelferin die 

Aufgabe eines Betriebsarztes übertragen und die Streithelferin diese 

Aufgabe als freiberuflich tätige Betriebsärztin übernommen hat.

Nach den Feststellungen des Landesarbeitsgerichts rief die Streithel-

ferin im November 2011 alle interessierten Mitarbeiter der Beklagten 

zur Teilnahme an einer Grippeschutzimpfung auf, deren Kosten die 

Beklagte übernahm. Am 08.11.2011 führte die Streithelferin in den 

Räumlichkeiten der Beklagten bei der Klägerin die Grippeschutzimp-

fung durch. Die Klägerin hat behauptet, sie habe einen Impfschaden 

erlitten. Für diesen hafte ihr die Beklagte. Sie sei vor der Impfung nicht 

ordnungsgemäß aufgeklärt worden. Wäre sie ordnungsgemäß aufge-

klärt worden, hätte sie die angebotene Grippeschutzimpfung nicht 

durchführen lassen. Mit ihrer Klage fordert die Klägerin von der Be-

klagten die Zahlung eines Schmerzensgeldes. Zudem begehrt sie die 

Feststellung der Verpflichtung der Beklagten, ihr alle materiellen und 

immateriellen Schäden zu ersetzen, die ihr aus der Influenza-Impfung 

noch entstehen werden.

Die Vorinstanzen haben die Klage abgewiesen. Die Revision der Klä-

gerin vor dem BAG hatte keinen Erfolg. Die Beklagte hafte der Klä-

gerin nicht für den von dieser behaupteten Impfschaden, da sie keine 

Pflichten gegenüber der Klägerin verletzt habe. Zwischen der Klägerin 

und der Beklagten sei ein Behandlungsvertrag, aus dem die Beklagte 

zur Aufklärung verpflichtet gewesen wäre, nicht zustande gekommen. 

Die Beklagte sei vorliegend auch nicht aufgrund des zwischen ihr und 

der Klägerin bestehenden Arbeitsverhältnisses verpflichtet gewesen, 

die Klägerin über mögliche Risiken der Impfung aufzuklären. Sie habe 

sich deshalb auch einen etwaigen Verstoß der Ärztin gegen die Aufklä-

rungspflicht nicht zurechnen lassen müssen. 

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 21.12.2017, 8 AZR 853/16


